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Geſetz Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 12. 


(Nr. 4367,) Allerhoͤchſter Erlaß vom 12. Februar 1856., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Chauſſee 
von Frauſtadt bis zur Bomſter Kreisgrenze in der Richtung auf Wollſtein. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von dem Kreiſe 
Frauſtadt, im Regierungsbezirk Poſen, beabſichtigten chauſſeemaͤßigen Ausbau 
der Straße von Frauſtadt bis zur Bomſter Kreisgrenze in der Richtung auf 
Wollſtein genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Expropriations⸗ 
recht für die zu der Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht 
zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaß⸗ 
gabe der für die Staats-Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe Straße 
zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich will Ich dem Kreiſe Frauſtadt 
gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das 
Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die 
Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in 
demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen 
die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, verleihen. Auch ſollen die 
dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen 
wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung 
kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. a 

Berlin, den 12. Februar 1856. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. = 


Jahrgang 1856, (Nr. 43674360.) 20 . (Nr. 4368.) 
Ausgegeben zu Berlin den 29, März 1856. N \ 
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(Nr. 4368.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 12. Februar 1856., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee , 
von der Birnbaumer Kreisgrenze bei Roſenthal uͤber Meſeritz und Bent— 
ſchen bis zur Bomſter Kreisgrenze in der Richtung auf Wollſtein. 


Nacdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von dem Kreiſe 
Meſeritz, im Regierungsbezirk Poſen, beabſichtigten Bau einer Chauſſee von 
der Birnbaumer Kreisgrenze bei Roſenthal uͤber Meſeritz und Bentſchen bis 
zur Bomſter Kreisgrenze in der Richtung auf Wollſtein genehmigt habe, be— 
ſtimme Ich hierdurch, daß das Expropriationsrecht fuͤr die zu der Chauſſee 
erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſee— 
bau⸗ und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats— 
Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe Straße zur Anwendung kommen 
ſollen. Zugleich will Ich dem Kreiſe Meſeritz gegen Uebernahme der kuͤnfti— 
gen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des 
Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedes⸗ 
mal geltenden Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen 
Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung be— 
treffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſee⸗ 
geld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der 
Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 

ö Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 12. Februar 1856. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr, 4369.) Allerhoͤchſte Konzeſſions- und Beſtaͤtigungs-Urkunde, betreffend die Erweiterun⸗ 
gen des Rheiniſchen Eiſenbahnunternehmens. Vom 5. Maͤrz 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. 2c. c 

Nachdem die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft in der Generalverſammlung 

vom 14. Dezember 1855. den Beſchluß gefaßt hat, ihr Unternehmen auf den 

Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Crefeld nach Nymwegen, einer Ver: 

bin⸗ 
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bindungsbahn um und durch die Stadt Coͤln, einer Eiſenbahn von Rolandseck 
nach Bingen, ſowie der fruͤher bereits von Uns konzeſſionirten, aber nicht zur 
Ausführung gelangten Eiſenbahn von Düren nach Schleiden (Geſetz-Sammlung 

fuͤr 1853., S. 185 — 211.) auszudehnen, auch die unterm 6. Juli 1840. kon⸗ 
zeffionirte Bonn-Coͤlner und die unterm 30. Juli 1853. konzeſſionirte Coͤln⸗ 
Crefelder Eiſenbahn mit dem Rheiniſchen Eiſenbahnunternehmen zu vereinigen, 
wollen Wir zu dieſer Ausdehnung des Unternehmens der Rheiniſchen Eiſen— 
bahngeſellſchaft und der entſprechenden Erhoͤhung ihres Grundkapitals um den 
Betrag von vier und zwanzig Millionen Thaler unter den in dem anliegenden 
Nachtrage zu den Statuten der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft enthaltenen 
Bedingungen, vorbehaltlich Unſerer weiteren Beſtimmung wegen demnaͤchſtiger 
Ae t des dem Staate zuſtehenden Betriebes der Coͤln-Crefelder Eiſenbahn 
an die oben gedachte Geſellſchaft, hiedurch Unſere landesherrliche Genehmigung 
mit der Maaßgabe ertheilen, daß die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft verpflich⸗ 
tet iſt, die Koſten fuͤr die etwa noͤthig werdenden Abaͤnderungen der Feſtungs⸗ 
Anlagen bei Coͤln, ſowie für die Herſtellung der nothwendigen fortifikatoriſchen 
Anlagen bei Coblenz, in Ermangelung einer diesfaͤlligen Vereinbarung, nach 
Unſerer Beſtimmung zu tragen, und daß die mit den bezuͤglichen auswaͤrtigen 
Regierungen abzuſchließenden Staatsvertraͤge für die Rheiniſche Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft, ſoweit es fie betrifft, verbindlich ſein ſollen. 


Indem Wir demgemaͤß den oben gedachten Nachtrag hiemit beſtaͤtigen, 
beſtimmen Wir zugleich, daß, ſoweit nicht in dieſem Nachtrage beſondere Feſt⸗ 
ſetzungen getroffen worden, die Statuten der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
und die in dem Geſetze tiber die Eiſenbahnunternehmungen vom 3. November 
1838. ergangenen allgemeinen Vorſchriften, namentlich diejenigen uͤber die Ex⸗ 
propriation, ſowie das Geſetz, die von den Eiſenbahnen zu entrichtende Ab⸗ 
gabe betreffend, vom 30. Mai 1853., auch auf die Eingangs bezeichneten Un⸗ 
ternehmungen Anwendung finden ſollen. 


Die gegenwärtige Genehmigungs- und Beſtaͤtigungs-Urkunde it mit dem 
Nachtrage zu den Statuten durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen Kennt⸗ 
niß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 5. Maͤrz 1856. g 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. 


(Nr. 4369.) 20* Nach⸗ 
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Nachtrag 
zu den Statuten der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


H. 18 


Das in den SS. 1. und 3. der Statuten bezeichnete Unternehmen der 
Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft ſoll unter den in den $$. 2. bis 18. dieſes 
Nachtrages beſtimmten Bedingungen und Maaßgaben auf die darin bezeichne— 
ten Unternehmungen ausgedehnt werden. 


F. 2. 


Die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft übernimmt für ihre Rechnung den 
Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Erefeld nach Nymwegen zum Anſchluß 
an die Coͤln⸗Crefelder Eiſenbahn, ferner den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn 
von Rolandseck über Coblenz nach Bingen zum Anſchluß an die nach Mainz 
projektirte Eiſenbahn, ſowie den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Duͤren 
nach Schleiden. 


H. 25 


Dieſelbe bringt ihre jetzt beſtehende Eiſenbahn und die Coͤln-Bingener 
Bahn durch eine um die Stadt Coͤln zu führende Verbindungs bahn in unmit⸗ 
telbaren Schienenzuſammenhang, und baut außerdem eine Verbindungsbahn 
durch die Stadt Coͤln von der zuerſt gedachten Verbindungsbahn bis zu der 
im Bau befindlichen feſten Rheinbruͤcke, Behufs der unmittelbaren Schienen⸗ 
Verbindung der in Cöln und Deutz muͤndenden links- und rechtsrheiniſchen 
Eiſenbahnen. 


$. 4. 


Die vorſtehend in $$. 2. und 3. genannten Bahnen ſollen, mit Aus⸗ 
nahme der Duͤren⸗Schleidener, ſofort nach Ertheilung der landesherrlichen Kon⸗ 
zeſſion und nach Maaßgabe der beſchafften Geldmittel (ſiehe H. 9.) in Angriff 
genommen und in thunlichſt kurzer Zeit fertig geftellt werden. Die Duͤren⸗ 
Schleidener Eiſenbahn foll ſpaͤteſtens vier Jahre nach Ertheilung der Konzeſ— 
ſion in Angriff genommen und ſpaͤteſtens innerhalb ſechs Jahren, von Erthei⸗ 
lung der Konzeſſion an gerechnet, vollendet werden. Kann dieſe Bahn durch 
andere Unternehmer in kuͤrzerer Friſt hergeſtellt werden, fo verzichtet die Rhei— 
niſche Eiſenbahngeſellſchaft ihrerſeits auf die Konzeſſion, ſofern fie die Ausfüh- 
rung nicht ſelbſt ſofort in Angriff zu nehmen vorzieht. 


. 


Die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft erwirbt die Coͤln-Crefelder N die 
onn⸗ 
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Bonn-Cölner Eiſenbahn, welche beiden Bahnen kuͤnftig einen integrirenden Theil 
der Rheiniſchen Eiſenbahn bilden werden, nach Maaßgabe der mit der Coͤln⸗ 
Crefelder Eiſenbahngeſellſchaft unter Zuſtimmung des Staates zu treffenden be⸗ 
ſonderen Uebereinkunft, beziehungsweiſe nach den Beſtimmungen, welche der 
$. 3. des zweiten Nachtrages zu dem Statute der Bonn⸗Coͤlner Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft (Geſetz- Sammlung für 1854. S. 473.) enthält. 


§. 6. 


Die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft iſt auf Verlangen des Staates ver⸗ 
pflichtet, eine feſte, für den Eiſenbahnverkehr und den gewöhnlichen Landverkehr 
einzurichtende Brucke uͤber den Rhein bei Coblenz zu bauen und dieſen Bau 
in Angriff zu nehmen, ſobald die im H. 7. bezeichnete Lahnbahn in Angriff 
genommen und deren Ausführung fichergeftellt fein wird, und ſobald die jetzt 
beſtehende Rheiniſche Bahn und die in $$. 2. 3. 5. bezeichneten Erweiterun⸗ 
gen derſelben in einem Betriebsjahre einen Reinertrag von 53 Prozent aufge⸗ 
bracht haben werden. f FE 

Die Geſellſchaft übernimmt die eben gedachte Verpflichtung unter der 
WVorausſetzung, daß ihr ſaͤmmtliche Einnahmen von der Brucke zufließen, und 
daß der von der Staatsregierung unter thunlichſter Beruͤckſichtigung der An⸗ 
träge der Geſellſchaft feſtzuſtellende Bruͤckengeld⸗Tarif ohne Zuſtimmung der 
Geſellſchaft keinenfalls niedriger, als der Tarif für die feſte Rheinbruͤcke bei 
Coͤln, normirt werde. a 


H. 


Wenn die Koͤniglich Preußiſche und die Herzoglich Naſſauiſche Regie⸗ 
rung ſich daruͤber verftändigen, der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft den Bau 
und Betrieb einer Lahnbahn von Ehrenbreitſtein bis Wetzlar zum Anſchluſſe 
an die Deutz⸗Gießener Eiſenbahn zu uͤbertragen, ſo iſt die Rheiniſche Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft auf Erfordern der Koͤniglich Preußiſchen Regierung verpflichtet, 
den Bau und Betrieb dieſer Bahn unter der Bedingung, daß ihr fuͤr das An⸗ 
lagekapital eine vierprozentige Zinsgarantie gewaͤhrt wird, 8 uͤbernehmen. 
Sollte die Herzoglich Naſſauiſche Regierung die in ihrem Gebiete liegende 
Bahnſtrecke fuͤr Staatsrechnung ausfuͤhren oder einem anderen Unternehmer 
übertragen, fo hat die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft die Verpflichtung, auf 
Erfordern der Koͤniglich Preußiſchen Regierung auch bloß die im Preußiſchen 
Gebiete belegenen Bahnſtrecken allein, gegen eine Zinsgarantie von vier Pro⸗ 
zent des Anlagekapitals, zur Ausfuͤhrung zu bringen. a 


H. 8. 


Die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft iſt berechtigt, unter Zuſtimmung der 
betheiligten Staatsregierungen die Coͤln-Bingener Eiſenbahn von Bingen bis 
Mainz und von Mainz bis Aſchaffenburg weiter zu fuͤhren, reſp. das Unter⸗ 
nehmen der Heſſiſchen Ludwigs⸗Eiſenbahngeſellſchaft mit dem ihrigen zu ver⸗ 
ſchmelzen. 

(Nr, 4369.) H. 9. 


2 
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$4.9 


Behufs der Ausführung der in HH. 2. bis 5. bezeichneten Unternehmun⸗ 
gen wird das Grundkapital der Geſellſchaft vorläufig um die Summe von 
vier und zwanzig Millionen Thalern erhoͤht. 

Von dem zur Ausfuͤhrung der Eiſenbahnen von Crefeld nach Nymwe⸗ 
gen, von Rolandseck nach Bingen und der Verbindungsbahnen um und durch 
die Stadt Coͤln noͤthigen Betrage ſollen mindeſtens ſieben Millionen Thaler in 
neuen Stammaktien der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft emittirt werden. Das 
weiter erforderliche Kapital ſoll entweder durch fernere Emiſſion von Aktien, 
oder durch Emiſſion von Obligationen beſchafft werden. Die zunaͤchſt neu zu 
emittirenden Aktien zum Betrage von fieben Millionen Thalern nehmen erſt 
vom 1. Januar des auf die Eröffnung der Bahn von Coͤln bis Bingen fol⸗ 
genden Jahres an der, aus dem Ueberſchuſſe des Geſammtbetriebes ſich ſtatu⸗ 
tenmaͤßig ergebenden Dividende mit den alten Aktien gleichmäßig Theil. Bis 
zu dieſem Zeitpunkte werden ſowohl die Raten⸗ als die Vollzahlungen mit 
fünf Prozent aus dem Baufonds verzinſet und die Ueberſchuͤſſe aus dem Ber 
triebe der neu gebauten Strecken dem Baufonds uͤberwieſen. 

Der Zeitpunkt, von welchem ab die etwa ſpaͤter noch zu emittirenden 
Aktien an der Dividende Theil nehmen, wird bei Emiſſion von der Geſellſchaft 
unter Zuſtimmung des Handelsminiſters beſtimmt werden. 

Die neu zu kreirenden Aktien uͤben erſt Stimmrecht in den Generalver⸗ 
ſammlungen, wenn ſie voll eingezahlt ſind. 


§. 10. 


Die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft iſt ermächtigt, fucceffive oder auf 
einmal die von ihr bereits ausgegebenen Ein und eine Viertel Million Thaler 
vierprozentige Prioritaͤts-Stammaktien, ſowie die von ihr gemäß H. 5. die⸗ 
ſes Nachtrags noch Zu emittirenden fünf und ein halbprozentigen Prioritaͤts— 
Stammaktien, unter Zuſtimmung der Inhaber, in Stammaktien umzuwandeln, 
wie auch jene Prioritaͤts⸗Stammaktien durch Kauf zu erwerben und dagegen 
Stammaktien zu emittiren. 


$. 11. 


Der Fahrplan der neu auszufuͤhrenden reſp. zu erwerbenden Eifenbah- 
nen unterliegt der Genehmigung und reſp. Abaͤnderung des Handelsminiſters. 
Auf die Duͤren⸗Schleidener Zweigbahn findet jedoch dieſe Beſtimmung erſt dann 
Anwendung, wenn dieſelbe nach Trier fortgefuͤhrt ſein wird. Bis dahin be— 
wendet es bei den desfallſigen geſetzlichen Vorſchriften. 8 


Sr: 126 
Der jetzige Tarif der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft darf für die jetzt 


beſtehende Rheiniſche Bahn ohne Genehmigung des Handelsminiſters nicht er— 
hoͤhet 


it 


hoͤhet werden. Fuͤr die neu auszufuͤhrenden reſp. zu erwerbenden Eiſenbahnen 
ſollen die gegenwärtig beſtehenden Tarife der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahn in der 
Art als Maximaltarif gelten, daß jede Erhoͤhung der Genehmigung des Han— 
delsminiſters unterliegt, innerhalb der Maximalſaͤtze jedoch allgemein guͤltige 
Modifikationen ohne Genehmigung des Handelsminiſters der Geſellſchaft vor— 
behalten bleiben, wogegen weder Differenzialtarife zu Gunſten einzelner Perſo— 


nen oder Orte eingeführt, noch die Saͤtze fo geſtellt werden Dürfen, daß die 


Geſammtfracht eines Transports für groͤßere Entfernungen geringer iſt, als 
fuͤr kleinere. 

Der Tarif fuͤr die Duͤren-Schleidener Eiſenbahn unterliegt dieſen Bes 
ſtimmungen erſt von dem Zeitpunkte der Weiterfuͤhrung dieſer Bahn nach Trier. 

Der Tarif für die im H. 3. gedachte Verbindungsbahn durch die Stadt 
Coͤln wird auf den Antrag der Direktion fo normirt werden, daß voraugficht- 
lich aus dem Betriebe derſelben eine Reineinnahme bis zur Höhe von minde- 
ſtens fuͤnf Prozent des auf den Bau dieſer Verbindungsbahn von Seiten der 
Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft verwandten Kapitals erzielt wird. Die Rein⸗ 
Einnahme wird berechnet aus der Bruttoeinnahme nach Abzug von funfzig 
Prozent fuͤr Betriebskoſten. 


$. 18. 


In Betreff der Militairtransporte finden die in der Geſetz⸗Sammlung 
fuͤr 1843. S. 373. abgedruckten Vorſchriften Anwendung. 


H. 14. 


Die Geſellſchaft unterwirft ſich den Anordnungen, welche wegen poli⸗ 
zeilicher Beaufſichtigung der bei dem Eiſenbahnbau beſchaͤftigten Arbeiter ge⸗ 
troffen werden, und traͤgt die durch dieſe Anordnungen und durch Beſtellung 
des polizeilichen Aufſichtsperſonals entſtehenden Koſten. 


§. 15. 


Im Fall der Unzulaͤnglichkeit der Beitraͤge der Arbeiter zu der bei dem 
Bau der Bahnen in Gemaͤßheit des F. 21. der Verordnung vom 21. Dezem⸗ 
ber 1846., die bei dem Bau von Eiſenbahnen beſchaͤftigten Handarbeiter be⸗ 
treffend (Geſetz-Sammlung für 1847. S. 21.), einzurichkenden Krankenkaſſe hat 
die Geſellſchaft die erforderlichen Zuſchuͤſſe zu leiſten. 


$. 16. 


Die im H. 36. des Geſetzes vom 3. November 1838. bezeichnete Ver⸗ 
pflichtung zur unentgeltlichen Befoͤrderung von Poſtſachen und Poſtwagen be⸗ 
greift zugleich die unentgeltliche Mitbefoͤrderung der begleitenden Poſtkonduk⸗ 
teure und des expedirenden Poſlperſonals in jenen Wagen in ſich. 


Nr 


Die Geſellſchaft geftattet der Staats⸗Telegraphenverwaltung die Anlage 
(Ir. 4369—4370.) ö eeeines 
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eines elektromagnetiſchen Staatstelegraphen auf den neuen Bahnen unter den⸗ 
ben „ wie ſolche mit der Bonn⸗Coͤlner Eiſenbahngeſellſchaft ver: 
einbart ſind. 


$. 18. 


Dieſelbe iſt verpflichtet, die Verbindungsbahnen um und durch die Stadt 

Coͤln (F. 3.), ferner den Uebergang der Rolandseck-Bingener Bahn über die 

Moſel bei Coblenz und durch den Rayon der Feſtung Coblenz nach Maaß⸗ 

gabe der von dem Handelsminiſter und dem Kriegsminiſter zu treffenden Be⸗ 

ſtimmung und der, wegen Herſtellung der nothwendigen fortifikatoriſchen An⸗ 

lagen bei Coblenz zu treffenden Vereinbarung mit der Rheiniſchen Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft auszufuͤhren. 


(Nr, 4370.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 19. März 4856,, betreffend die Einſetzung einer Bez 
Hörde unter der Firma: „Koͤnigliche Kommiſſion für den Bau der Kreuz⸗ 
Cuͤſtrin⸗Frankfurter Eiſenbahn“ mit dem Sitze in Frankfurt a. d. O. 


Aus Ihren Antrag vom 11. März d. J. ermächtige Ich Sie, die Vorbe⸗ 
reitungen zur Ausführung und demnachſt auch die Ausfuͤhrung des Baues der 
Eiſenbahn von Kreuz uͤber Cuͤſtrin nach Frankfurt einer beſonderen Kommiſſion 
zu uͤbertragen, welche in Frankfurt a. d. O. ihren Sitz nehmen und unter der 
Firma: „Königliche Kommiſſion fuͤr den Bau der Kreuz⸗Cuͤſtrin⸗Frankfurter 
Eiſenbahn“ innerhalb des ihr zugewieſenen Geſchaͤftskreiſes fuͤr die Dauer ih⸗ 
res Beſtandes alle Rechte und Pflichten einer Öffentlichen Behoͤrde haben ſoll. 

Dieſer Mein gegenwaͤrtiger Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bee 
kannt zu machen. 

Charlottenburg, den 19. März 1856, 


Friedrich Wilhelm. 
i v. d. Heydt. 
An den Miniſter fir Handel, Gewerbe und öffentliche, Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


